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Die Themen des Monats Juli 2020
•	 	Urlaubsrecht:	Weiter	 Unklar-

heiten	 bei	 europäischen	Vor-
gaben

Der Gerichtshof der Europäischen 
Union (EuGH) soll auf Vorlage des 
Bundesarbeitsgerichts klären, 
ob und unter welchen Vorausset-
zungen der Anspruch auf bezahl-
ten Jahresurlaub einer im Verlauf 
des Urlaubsjahres arbeitsunfähig 
erkrankten Arbeitnehmerin bei 
seither ununterbrochen fortbeste-
hender Arbeitsunfähigkeit 15 Mo-
nate nach Ablauf des Urlaubsjah-
res oder gegebenenfalls zu einem 
späteren Zeitpunkt verfallen kann. 
Die gleiche Frage stelle sich auch 
bei Eintritt der vollen Erwerbsmin-
derung.

Eine Arbeitnehmerin wurde im 
Verlauf des Jahres 2017 durch-
gehend arbeitsunfähig krank und 
nahm daher 14 Urlaubstage nicht 
in Anspruch. Sie vertritt mit ihrer 
auf Urlaubsabgeltung gerichte-
ten Klage die Auffassung, dass 
dieser Urlaubsanspruch nicht ver-
fallen sei, da der Arbeitgeber sie 
nicht konkret aufgefordert habe, 
ihren bestehenden Resturlaub 
zu nehmen. Die Arbeitgeberin 
wendet als Beklagte ein, in Über-
einstimmung mit der europäi-
schen Rechtsprechung sei der Ur-
laubsanspruch mit Ablauf des 31. 
März 2019, also 15 Monate nach 
Ablauf des Urlaubsjahres, verfal-
len. In einem zweiten Fall bezog 
der Arbeitnehmer seit Ende 2014 
eine Rente wegen voller Erwerbs-
minderung. Da gesundheitliche 

Gründe dazu führten, dass er nicht 
mehr arbeitsfähig sei, würde ihm 
Urlaubsabgeltung in Höhe von 34 
Tagen zustehen, welche er nun 
mit der klageweise verfolgt. In 
beiden Fällen hatten die jeweils 
ersten beiden Instanzen die Kla-
gen abgewiesen. 
Im Anschluss an eine Entschei-
dung des EuGH vom 06.11.2018 
(Az. C-684/16) hatte das BAG an-
erkannt, dass Urlaub grundsätzlich 
nur dann verfallen kann, wenn der 
Arbeitgeber zuvor konkret zur Ur-
laubsnahme aufgefordert, auf dro-
henden Verfall hingewiesen hat 
und der Arbeitnehmer den Urlaub 
dennoch nicht nimmt. Ob dies 
nun auch für Jahre gilt, in denen 
der Arbeitnehmer seinen Urlaub 
krankheitsbedingt zumindest teil-
weise nicht hätte nehmen kön-
nen, muss nun der EuGH klären.

•	 	Mindestlohn	 soll	 bis	 2022	
stufenweise steigen

Der Mindestlohn, der derzeit bei 
9,35 Euro brutto je Zeitstunde 
liegt, soll bis 2022 stufenweise 
auf 10,45 Euro steigen. Dies ist 
die Empfehlung der Mindest-
lohn-Kommission in ihrem Be-
schluss von Ende Juni 2020. 
Zum 01.01.2021 soll der Mindest-
lohn auf 9,50 Euro steigen, zum 
01.07.2021 auf 9,60 Euro und zum 
01.01.2022 auf 9,82 Euro, bis er 
am 01.07.2022 schließlich 10,45 
Euro erreicht. Bei seiner Einfüh-
rung 2015 lag der Mindeslohn bei 
8,50 Euro. Die Mindestlohnkom-
mission, bestehend aus einem 

Vorsitzenden sowie je drei stimm-
berechtigten Mitgliedern der 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
seite, berät alle zwei Jahre turnus-
gemäß über eine Anpassung. Sie 
prüft dabei, welche Höhe geeig-
net ist, zu einem angemessenen 
Mindestschutz der Arbeitnehmer 
beizutragen, faire und funktionie-
rende Wettbewerbsbedingungen 
zu ermöglichen sowie Beschäfti-
gung nicht zu gefährden. Sie ori-
entiert sich dabei nachlaufend an 
der Tarifentwicklung. Bundesar-
beitsminister Hubertus Heil (SPD) 
kündigte an, dem Bundeskabinett 
eine entsprechende Mindestlohn-
anpassungsverordnung zur Zu-
stimmung vorzulegen.

Daniel Köpf, Rechtsanwältin (Syn-
dikusrechtsanwältin), Fachanwalt 
für Arbeitsrecht

•	 	Grafik	des	Monats:	Der	Staat	
braucht	Geld

Die fetten Jahre der Bundesre-
publik mit schwarzer Null und 
Einnahmenüberschüssen in Milli-
ardenhöhe scheinen vorbei. In der 
Corona-Krise hat die Bundesre-
gierung bislang im Rekordtempo 

be i sp ie l l ose 
Hilfsmaßnah-
men wie unbe-
grenzte Kredite 
und Soforthil-
fen verabschie-
det. Diese Kos-
ten werden 
die Nettoneu-
verschuldung 
des Bundes in 
ungewohnte 
Höhen trei-
ben. Dafür 
sorgen nicht 
nur zusätzli-
che Ausgaben, 
sondern auch 
die krisenbedingt wegbrechen-
den Einnahmen. Bund und Länder 
rechnen mit jeweils rund 10 Pro-
zent weniger Einnahmen für das 
laufende Jahr, was jeweils etwa 
34 Milliarden Euro bedeutet. Die 
Kommunen, bei denen die Gewer-
besteuer rund die Hälfte der steu-
erlichen Einnahmen ausmacht, 
werden noch mehr unter der 
Krise zu leiden haben. Ein Blick 
auf das Krisenjahr 2009 zeigt, 
dass die Einnahmen aus Einkom-
mens- und Umsatzsteuer rund 3 
Prozent schrumpften, die aus der 
Gewerbesteuer hingegen um 21 
Prozent, was heute ein Minus 
von 15 Milliarden Euro ergäbe. 
Somit müssten Bund, Länder und 
Kommunen gemeinsam auf mehr 
als 82 Milliarden Euro eingeplan-
ter Steuereinnahmen verzichten. 
Auf der Ausgabenseite stehen 
enorme Beträge für die Eindäm-
mung der Pandemie und ihrer 

wirtschaftlichen Folgen. Der Bund 
hat bereits einen Nachtragshaus-
halt von 122,5 Milliarden Euro für 
das laufende Jahr gebilligt, die zu-
sätzlichen Ausgaben der Länder 
belaufen sich jetzt schon auf 51 
Milliarden Euro. Den Kommunen 
werden die meisten Ausgaben 
erstattet, mit einem mittleren 
einstelligen Milliardenbetrag ist 
dennoch zu rechnen. Gesamt er-
gibt das einen geschätzten Mehr-
bedarf von 260 Milliarden Euro. 
Nicht mit eingerechnet sind das 
Kurzarbeitergeld sowie Finanzie-
rungsdefizite der verschiedenen 
Sozialversicherungsträger. Die 
Schuldenquote, das Verhältnis von 
Schuldenstand zum Bruttoinlands-
produkt, erreichte 2019 rund 60 
Prozent und erfüllte damit noch 
die Maastricht-Kriterien. Je nach 
Absinken der Wirtschaftsleistung 
(BiP) wird die Quote für 2020 auf 
75 bis 80 Prozent steigen. Das 

wäre eine deutliche Steigerung, 
jedoch noch ein besserer Zustand 
als nach der Finanzkrise und für 
die Bundesrepublik verkraftbar. 
Dies gilt jedoch nur, wenn sich das 
Leben in allen Bereichen wieder 
normalisiert und die Krise nicht 
über 2020 hinausreicht.
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Voraussichtlicher Finanzierungsbedarf Deutschlands im Jahr 2020 durch die Corona-Pandemie in Milliarden Euro

Bund Länder Kommunen

Mindereinnahmen Mehrausgaben

122,5 51,433,5 14,834,0

Staat
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Staat
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Insgesamt

260,1
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